
bestimmt auch die Effektivität des Einsatzes der In­
spektionsgruppe. Dabei ist vor allem Klarheit darüber 
zu schaffen, ob die Untersuchungen der Inspektions­
gruppe stärker auf die Vorbereitung von Plenarta­
gungen oder darauf gerichtet sein sollen, die Durch­
setzung von Leitungsdokumenten operativ anzuleiten 
und zu kontrollieren.
In der ersten Zeit nach Inkrafttreten des Rechtspflege­
erlasses dienten die Untersuchungen der Inspektions­
gruppe des Obersten Gerichts vornehmlich als Grund­
lage für die Ausarbeitung von Leitungsdokumenten für 
die gerichtliche Tätigkeit. Da die neugebildeten Senate 
noch keinen genügenden Überblick über die Rechtspre­
chung der Instanzgerichte hatten und auch erst Er­
fahrungen in der operativen Tätigkeit sammeln muß­
ten, erwies es sich zunächst als zweckmäßig, gemein­
same Untersuchungen der Inspektionsgruppe und ein­
zelner Senate durchzuführen2. Nach Abschluß der — in 
der Regel zwei bis drei Monate dauernden — Unter­
suchungen war die Inspektionsgruppe dann mit der 
Ausarbeitung umfangreicher Berichte und Dokumente 
für Plenartagungen, z. B. über die Kriminalität im 
Bauwesen und im Handel, beschäftigt. In dieser Zeit 
fehlte es dem Präsidium aber an einem Überblick über 
die Tätigkeit der Instanzgerichte, insbesondere an In­
formationen über die Durchsetzung von Leitungsdoku­
menten. Bereits bei der Arbeitsplanung wurde ver­
säumt, den Aufwand für die Kontrolle der Durchset­
zung der Dokumente von Plenartagungen zu erfassen3 *.
In dem Maße aber, wie durch Leitungsdokumente des 
Plenums und des Präsidiums für wichtige Bereiche 
der gerichtlichen Tätigkeit eine verbindliche Anleitung 
gegeben worden war, mußte sich auch die Aufgaben­
stellung der Inspektionsgruppe ändern. Das fand 
seinen Ausdruck darin, daß bereits von der Arbeits­
planung her die Einheit von Beschlußfassung, Durch­
setzung und Kontrolle besser gewährleistet wurde.
So untersuchte die Inspektionsgruppe des Obersten 
Gerichts im vergangenen Jahr in vier Bezirken die 
Rechtsprechung auf der Grundlage des Beschlusses des 
Plenums des Obersten Gerichts zu Fragen der Ge­
waltverbrechen vom 30. Juli 1963 (NJ 1963 S. 538). Da­
durch erhielt das Präsidium einen Überblick über die 
wesentlichsten Probleme der Praxis und konnte vor 
allem auf dem Gebiet der Körperverletzungen Tenden­
zen einer undifferenzierten Strafpolitik entgegenwirken. 
Zugleich wurde vor einer undifferenzierten Einbezie­
hung der Werktätigen in die Verfahren, insbesondere 
bei Sexualdelikten mit Rücksicht auf die Besonder­
heiten dieser Deliktsart, gewarnt1.
Bei den Untersuchungen über die Mitwirkung der 
Bevölkerung an der Strafrechtsprechung auf der Grund­
lage des Beschlusses des Präsidiums des Obersten Ge­
richts vom 21. April 1965 (NJ 1965 S. 337) stellte sich 
heraus, daß auf dem Gebiet der Eigentumskriminalität 
zuweilen ein zu großer Aufwand bei der Mobilisierung 
gesellschaftlicher Kräfte getrieben wird, ohne daß dies 
der Bedeutung der Sache entspricht. Ferner signali­
sierte die Inspektionsgruppe einige bedenkliche Er­
scheinungen bei der Bekämpfung der sog. mittelschwe­
ren Eigentumskriminalität. Durch eine Reihe von Kas­
sationsentscheidungen wurde die Aufmerksamkeit der 
Instanzgerichte auf diese Probleme gelenkt und Ein­
heitlichkeit der Rechtsprechung erreicht5 *.
Die Analyse der Gruppenkriminalität junger Men-
2 Vgl. Ziegler. „Weiterer Ausbau der Leitung der Rechtspre­
chung“. NJ 1965 S. 97 ff.
3 Vgl. Ziegler, a. a. O.
< Vgl. Neumann I Biebl, „Zur Rechtsprechung bei Sexualdelik- • 
ten“. NJ 1965 S. 697 ff.
5 Vgl. 7.. B. OG, Urteil vom 13. August 1965 - 3 Zst 10/65 — (N.T
1965 S. 767); Urteil vom 29. August I960 - 2 Zst 5/65 - (NJ 19C5
S. 768).

sehen, mit der sich die Inspektionsgruppe ebenfalls im 
vergangenen Jahr beschäftigte, diente zugleich der 
Durchsetzung des Beschlusses des Plenums zur Tätig­
keit der Gerichte bei der weiteren Bekämpfung der 
Jugendkriminalität vom 7. Juli 1965 (NJ 1965 S. 465) 
sowie des Beschlusses des Präsidiums zur einheitlichen 
Anwendung des § 4 JGG durch die Gerichte vom 
13. Oktober 1965 (NJ 1965 S. 711). Gerade diese Unter­
suchungen, deren Aktualität durch die Feststellungen 
im Bericht des Politbüros auf der 11. Plenartagung 
des Zentralkomitees der SED unterstrichen wurde, 
machten deutlich, wie sich eine auf die Schwerpunkte 
der gesellschaftlichen Entwicklung orientierte lang­
fristige Planung positiv auf die Leitung der Recht­
sprechung auswirken kann. Wenn die Untersuchungen 
zunächst auch nur zu Teilergebnissen geführt haben, 
so bieten sie u. E. doch eine gute Grundlage für die 
weitere Erforschung des Komplexes der Jugendkrimi­
nalität sowie der damit zusammenhängenden Probleme 
des Rückfalls und der Asozialität.
Die Notwendigkeit des Ausbaus der operativen Kon­
trolle durch die Inspektionsgruppe wurde nachhaltig 
durch die Ergebnisse der Studienreise einer Delegation 
des Obersten Gerichts der DDR in die UdSSR unter­
strichen9. Der Hinweis von T o e p 1 i t z, daß der Ver­
such, die Inspektionsgruppe vorrangig für die Vorbe­
reitung von Plenartagungen und als Dokumentations­
zentrum einzusetzen, sich als ungeeignet erwiesen hat7, 
trifft nach wie vor zu, weil die Inspektionsgruppe da­
durch an der Lösung ihrer eigentlichen Aufgabe, ope­
ratives Organ zur Unterstützung der Leitungstätigkeit 
des Präsidiums zu sein, gehindert wird. Deshalb ist es 
unrichtig, wenn die Präsidien einiger Bezirksgerichte 
die Inspektionsgruppe vornehmlich mit der Ausarbei­
tung von Materialien beauftragen.
Diese Konzeption über den zielgerichteten Einsatz der 
Inspektionsgruppe wird noch durch folgende Erwägun­
gen erhärtet:
Es hat sich als richtig erwiesen, grundsätzliche Fragen 
der Rechtsanwendung nicht in aller Breite zu erör­
tern. Je abgegrenzter die Thematik einer Plenarta­
gung war, desto effektiver waren deren Ergebnisse. 
Dadurch war es möglich, ein bestimmtes Rechtsgebiet 
exakt zu analysieren und aus dieser Analyse konkrete 
Maßnahmen für eine einheitliche Rechtsanwendung 
durch alle Gerichte abzuleiten. Da aber die Thematik 
einer Plenartagung u. U. nicht über das Sachgebiet 
eines Senats hinausgeht, ist es durchaus möglich, mit 
der Vorbereitung dieser Tagung ausschließlich den zu­
ständigen Senat zu beauftragen.
Darüber hinaus braucht der Anteil der gerichtlichen 
Verfahren, gemessen am Gesamtumfang der Tätigkeit 
der Gerichte, in keinem adäquaten Verhältnis zur 
gesellschaftlichen Bedeutung einer Plenartagung zu 
stehen". Dem Präsidium erwächst daraus die Ver­
pflichtung, die Durchsetzung der für andere Bereiche 
der gerichtlichen Tätigkeit erlassenen Leitungsdoku­
mente zu sichern und aus der Kenntnis der Entwick­
lungstendenzen der Rechtsprechung zwischen den Ta­
gungen des Plenums Leitungsmaßnahmen zu ergreifen. 
Das kann aber nur durch eine verstärkte operative 
Kontrolle auf den Hauptgebieten der Rechtsprechung 
erreicht werden. Dabei werden dann neue, aktuelle 
Probleme aufgegriffen, die der Beantwortung durch 
das Oberste Gericht bedürfen.
6 Vgl. Toeplitz, „Erfahrungsaustausch mit sowjetischen 
Juristen“, NJ 1965 S. 274 ff.
7 Toeplitz, a. a. O., S. 276.
8 Hier wird z. B. auf die 8. Plenartagung des Obersten Ge­
richts verwiesen. Wenn auch der Anteil der Arbeitsschutz­
sachen an der Gerichtspraxis noch nicht einmal 1 % aus­
macht, so wurden doch mit dieser Plenartagung höchst ak­
tuelle Probleme im Bereich der Volkswirtschaft erfaßt, die 
in ihrer Bedeutung weit über die gerichtliche Sphäre hinaus­
gingen. Vgl. dazu die Materialien der Plenartagung in NJ 1966 
S. 33 ff.

308


